Unia-Industrietag: 
Rund 1000 Vertrauensleute auf dem Waisenhausplatz in Bern
Medienbericht, Unia, 31.5.2010


Personalvertreter/innen und Betriebskommissionsmitglieder aus weit über 100 Industriebetrieben versammeln sich heute mitten in Bern zum Unia-Industrietag. Zum Auftakt der Sommersession senden die rund 1000 Anwesenden ein starkes Signal an Bundesbern, sich endlich für die Stärkung des Industriestandortes Schweiz und für den ökosozialen Umbau der Wirtschaft einzusetzen.
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In seiner Eröffnungsrede kritisierte Corrado Pardini, Unia Sektorleiter Industrie, der Bundesrat und das Par-lament seien drauf und dran, aus diesem Staat ein «Backoffice» für die Finanzwirtschaft zu machen. Das sei der falsche Weg, denn die ungezügelte Finanzwirtschaft produziere «Angst und Unsicherheit». Stattdessen forderte Pardini eine zupackende Industriepolitik, welche schnell 120’000 neue Arbeitsplätze schaffen könnte: «Alle Länder machen Industriepolitik. Nur die Schweiz nicht. Das muss sich heute noch ändern.» 
  
Unia-Co-Präsident Renzo Ambrosetti kritisierte, dass die schweizerischen und die europäischen Regierungen mit ihren Sparprogrammen die Wirtschaft abwürgen und gleichzeitig die Banken massiv subventionieren. Ambrosetti forderte eine ökosoziale Reform der Wirtschaft. Als konkreten Schritt in diese Richtung schlage die Unia die Einführung eines Produktionsfonds vor: «Er stellt die Arbeit in die Mitte. Die Ankurbelung von Innovation und ökologischem Umbau. Arbeitsplätze werden gerettet und Pensionskassengelder werden in die produktive Wirtschaft statt in die Finanzspekulation geleitet.» 
  
Mit ihren Forderungen bewege sich die Unia genau auf der Linie des neuesten UN-Handels- und Umweltberichtes, erläuterte anschliessend der UNCTAD-Ökonom Ulrich Hoffmann. Ein ökosozialer Strukturwandel sei ohne staatliche Intervention nicht zu machen: «Die UNCTAD empfiehlt ähnliche Massnahmen wie sie im Vorstoss der Unia vorgesehen sind: Regulierung der Spekulation, aktive Industriepolitik des Staates, Förderung nachhaltiger Technologien.» 
  
SP-Nationalrätin Susanne Leutenegger Oberholzer richtete eine Grussbotschaft an die Anwesenden: „Bundesbern hätschelt die Finanzhaie und Abzocker und lässt die Industrie zu Grunde gehen. So kann es nicht weiter gehen“. Ueli Leuenberger, Präsident der Grünen, wird sich ebenfalls noch an die Anwesenden wenden. Der ökologische Umbau der Wirtschaft sei «nicht nur eine umweltpolitische Notwendigkeit, sondern auch volkswirtschaftlich sinnvoll». Er sichere die Wettbewerbsfähigkeit in der Schweiz ansässiger Betriebe und schaffe überdurchschnittlich viele Arbeitsplätze: Vorgehsehen ist ebenfalle ein Redebeitrag von SP-Parteipräsident Christian Levrat. 
  
Gesetzlicher Schutz gegen missbräuchliche Kündigungen 
Silke Treusch, Industriesekretärin der Unia in Baden, wird in ihrem Redebeitrag die anwesenden Vertrauensleute aufrufen, für ihre Rechte zu kämpfen: «Uns wird nichts mehr geschenkt. Organisiert eure Kollegen, werdet aktiv im Betrieb. Ihr seit die Gewerkschaft, und ohne euch läuft nichts». 
  
Abschliessend werden die Unia-Gewerkschafter und -Gewerkschafterinnen eine Resolution für einen gesetzlichen Kündigungsschutz für Vertrauensleute und Betriebskommissions​mitglieder verabschieden. Personal- und Gewerkschaftsvertretungen, die in den Betrieben eine äusserst wichtige Funktion wahrnehmen und sich dabei auch exponieren, müssen wirksamer vor missbräuchlichen Entlassungen und weiteren Repressalien geschützt werden. Die Veranstaltung endet heute um 16.30 Uhr. 
  
Für Rückfragen: Hans Hartmann, Mediensprecher der Gewerkschaft Unia 
  
Reden und weitere Informationen 
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